
6.Beibla.tt Beibl~tt zur Parlacentskoxrosponuenz~ 21 .. Februar 1951. 

An fra. g e b e a n t W 0 r t u ng., 

Eine Anfrage der Abg.H 0 n n e r und Genossen, betreffend die AuswoiSung 

volksdautsc~er Arbeiter und Arbeiterinnen aus den Gebiet der Republik 

Österreich, beantwortet Bundesminister für Inneres Hel 0 e r wie folgt: 

Jeder Staat, der einem Ausländer das Asylrecht u,nd die Aufenthaltser­

laubnis erteilt, kann von diesem Ausländer rnitRecht verlangen, dass er die Ge­

.etze und Verordnungem des Aufentha.ltsstaatos achtet. Wenn der Ausländer, dee 

oineAufenthaltsGrlaubnis erteilt wurde, diese Voraussetzungen nicht erfüllt 

und gegen die Republik in welcher Weise ilJOer Stellung nimmt, Rann kann sein 

wGiterGr Aufenthalt nicht geuuldet werden. 

§ 5 Abs.l dGr geltenden Ausländerpolizeiverordnunß bestimmt, dass der 

AufoDthalt im Bundesgebiet eipam Ausländer verboten werden kann! wenn sein Ver­

h81tan geeienet ist, diese vorangeführten rr~ät~. ~u Verletzeno 

_ Das Bundesministerium für Inneres ist der Meinung, dass diese Voraus ... 

satzung in den in der gegenständlichen Anfrage angeführten Fällen gegeben ist 

und de.her dia gegen solche Personen erlassenen Aufenthaltsverbote als gesetz­

mässig anzusehen sind. 

Das Bundesninisterium für Inneres ist daher nicht in der Lage, die 

Aufhebung dieser Aufenthaltsverbote anzuordnen. Es ist der ZusticmuDG des über­

wiegenden Teiles der Eevölkerung siCher, wenn jene gesetzlich zulässigen Mass­

nahmen ßegen Ausländer getroffen werden, dio sich durch ihr Verhalten selbst 

ausserhalb des Bodens der Demokratie gestellt haben. 

-.-.-
In der Anfrage der Abg.Honner und Genosson war angerUhrt. dass eine vom 

locitee antifaschistisoher und fortschrittlicher Volksdeutseher iD Noveober v.J. 
einberufene Vorsa.rnralung volksdeutsoher Arbeiter in Wien eine Resolution be­
sohlossen ha.be, in weloher sie trotz allen DrohUngen und Einschüchterungsver­
suchen die östorrcichischen Arbeiter der Solidarität der volksdeutschen Arbeiter 
"versioherten. Diose Resolution sei von allen Versaomlungsteilnebmern unter­
zeiohnet und dem Innenuin1steriuo eingesohickt worden. Nun erhielten, wie " 
es in der Anfrage weiter h!~sst jene Volksdeutschen, die die Resolution unter­
sohrieben haben, und tlancherorts a.uch jene, die nur gestreikt haben, Auswei­
SUDgsbesoheida, Aufenthaltsverbote und WiderrufUngen von Aufenthaltsbewilli­
eungen der österreichischen S1cherheitsbehörden. 
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